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 „Diese Richtlinie gilt für Verträge, die nach 
dem 13. Juni 2014 geschlossen werden.“ 



http://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/pdfs/
RegE_Gesetzes_zur_Umsetzung_der_Verbraucherrechterichtlinie_und_zur_Aenderung_des_Gesetzes_zur_Regelung

_der_Wohnungsvermittlung.pdf?__blob=publicationFile 





Inhalt 
•  Verbraucherverträge 

–  Div. Ausnahmen, u.a. Finanzdienstleistungen, Gegenstände des 
täglichen Bedarfs, Reisen 

•  Grundsatz der Vollharmonisierung (Art. 4) 
•  Informationspflichten 

–  Zusätzlich zu Pflichten aus 2000/31/EG und 2006/123/EG 
–  vor Bindung des Verbr. durch Vertragsangebot (Art.5, Art. 6) 

•  „in klarer und verständlicher Weise“ 
–  technologieneutral 
–  auslegungsbedürftig 
–  Musterwiderrufsbelehrung 

•  im Grundsatz auf dauerhaftem Datenträger 

•  Gewisse Privilegierungen für spezielle (zB mobile) Anwendungen  (Art. 
8 Abs. 4) 



Art. 8 Abs. 2, 2. UA 
„ Der Unternehmer sorgt dafür, dass der Verbraucher bei der  
Bestellung ausdrücklich bestätigt, dass die Bestellung mit einer  
Zahlungsverpflichtung verbunden ist. Wenn der Bestellvorgang  
die Aktivierung einer Schaltfläche oder eine ähnliche Funktion  
umfasst, ist diese Schaltfläche oder entsprechende Funktion gut  
lesbar ausschließlich mit den Worten „zahlungspflichtig bestel- 
len“ oder einer entsprechenden eindeutigen Formulierung zu  
kennzeichnen, die den Verbraucher darauf hinweist, dass die  
Bestellung mit einer Zahlungsverpflichtung gegenüber dem Un- 
ternehmer verbunden ist. Wenn der Unternehmer diesen Unter- 
absatz nicht einhält, ist der Verbraucher durch den Vertrag oder  
die Bestellung nicht gebunden.“ 



•  Informationspflichten 
– Nach Abschluss der Bestellung (§ 8 Abs. 7) 
– Auf einem dauerhaften Datenträger 
– Abschließender Kanon (Art. 8 Abs. 10) 

 „Die Mitgliedstaaten legen hinsichtlich der 
Erfüllung der in dieser Richtlinie festgelegten 
Informationspflichten keine weiteren formellen 
vorvertraglichen Informationsanforderungen fest.“ 



Widerruf 

•  Vereinheitlichte Widerrufsfrist von 14 Tagen 
•  Europäische Musterwiderrufsbelehrung 
•  Musterwiderrufsformular 
•  Belastung des Verbrauchers (ausschließlich) mit Rücksendekosten 

weiterhin zulässig 
–  Art. 14 (1) „Der Verbraucher hat nur die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der 

Waren zu tragen, es sei denn, der Unternehmer hat sich bereit erklärt, diese Kosten 
zu tragen oder der Unternehmer hat es unterlassen, den Verbraucher darüber zu 
unterrichten, dass er diese Kosten zu tragen hat.“ 

•  Wertverlust (weiterhin) zu Lasten des Unternehmers 
–  Art. 14 (2) „Der Verbraucher haftet für einen etwaigen Wertverlust der Waren nur, 

wenn dieser Wertverlust auf einen zur Prüfung der Beschaffenheit, Eigenschaften und 
Funktionsweise der Waren nicht notwendigen Umgang mit den Waren zurückzuführen 
ist. Der Verbraucher haftet in keinem Fall für den Wertverlust der Waren, wenn er vom 
Unternehmer nicht gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe h über sein Widerrufsrecht 
belehrt wurde.“ 



Widerruf II 
•  (Weiterhin) umfangreiche Ausnahmen (Art. 16) 

–  bei Dienstleistungsverträgen, wenn die Dienstleistung vollständig 
erbracht worden ist, wenn der Unternehmer die Erbringung mit 
der vorherigen ausdrücklichen Zustimmung des Verbrauchers 
und dessen Kenntnisnahme, dass er sein Widerrufsrecht bei 
vollständiger Vertragserfüllung durch den Unternehmer verliert, 
begonnen hatte; 

–  Waren nach Kundenspezifikation 
–  Verderbliche, versiegelte, zur Rücksendung ungeeignete Waren 
–  Versiegelte Computerprogramme, Ton- und Videoaufnahmen 
–  Zeitungen, Zeitschriften oder Illustrierte  Ausnahme: 

Abonnement-Verträge 
–  Öffentliche Versteigerung 
–  Beherbung etc. (nicht mehr Reisen?!) 

Bisher: Kein Widerrufsrecht 
bei Verträgen „über die 

Erbringung von 
Dienstleistungen in den 

Bereichen Unterbringung, 
Beförderung, Lieferung von 

Speisen und Getränken 
sowie Freizeitgestaltung, 

wenn sich der 
Lieferer bei 

Vertragsabschluß 
verpflichtet, die 

Dienstleistungen zu einem 
bestimmten Zeitpunkt 

oder innerhalb eines genau 
angegebenen Zeitraums zu 

erbringen; 

Nunmehr: Kein 
Widerrufsrecht bei 

„Dienstleistungen in den 
Bereichen Beherbergung zu 

anderen Zwecken als zu 
Wohnzwecken, Beförderung 

von Waren,  Mietwagen, 
Lieferung von Speisen und 

Getränken sowie 
Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit 
Freizeitbetätigun- 

gen erbracht werden und der 
Vertrag für die Erbringung  
einen spezifischen Termin 
oder Zeitraum vorsieht;“ 



Widerruf III 

•  Kein Widerrufsrecht bei 
–  „digitale[n] Inhalte[n], die nicht auf einem 

körperlichen Datenträger geliefert werden, 
wenn die Ausführung [?!] mit vorheriger 
ausdrücklicher Zustimmung des Verbrauchers 
und seiner Kenntnisnahme, dass er hierdurch 
sein Widerrufsrecht verliert, begonnen hat.“ 



Skurriles 



Skurriles 

•  Die 
Bordeauxsubskription 

•  Keine Widerrufsrecht bei 
„alkoholische[n]Getränke[
n], deren Preis beim 
Abschluss des 
Kaufvertrags vereinbart 
wurde, deren Lieferung 
aber erst nach 30 Tagen 
erfolgen kann und deren 
aktueller Wert von 
Schwankungen auf dem 
Markt abhängt, auf die 
der Unternehmer keinen 
Einfluss hat 



Widerrufserklärung 

•  Erforderlich 
•  In beliebiger Form (auch telefonisch, EG 

44) 
•  Aber: Beweislast beim Verbraucher 



Musterwiderrufsbelehrung 



Nunmehr europaweit 
einheitliche Frist von  

14 Tagen 

Kostenfreie Rückzahlung 



Webformulare für 
Widerrufserklärung zulässig 

 „Wenn Sie dem Verbraucher die Wahl einräumen, 
die Information über seinen Widerruf des Vertrags 
auf Ihrer Webseite elektronisch auszufüllen und zu 
übermitteln, fügen Sie Folgendes ein: „Sie können 
das Muster-Widerrufsformular oder eine andere 
eindeutige Erklärung auch auf unserer Webseite 
[Internet-Adresse einfügen] elektronisch ausfüllen 
und übermitteln. Machen Sie von dieser 
Möglichkeit Gebrauch, so werden wir Ihnen 
unverzüglich (z. B. per E-Mail) eine Bestätigung 
über den Eingang eines solchen Widerrufs 
übermitteln.“ 



Österreich 





Interessante Zeiten 



Am Horizont 



 Neuordnung des europäischen 
Datenschutzrechts 



26 



Kommissionsvorschläge 

•  KOM(2012) 11 
endgültig 

•  Datenschutzgrund-
verordnung 

•  KOM(2012) 10 
endgültig 

•  Richtlinie hinsichtlich 
Datenschutzes in 
Polizei und Justiz 





Datenschutzgrundverordnung 

•  Unmittelbar anwendbar 
•  Weiterhin „all or nothing approach“ 
•  Weiterhin (im Grundsatz) Verbot mit 

Erlaubnisvorbehalt 
•  Zahlreiche Grundkategorien bleiben + PR-

Begleittheater 
– Right to be forgotten 

•  Auch substantielle Veränderungen 
– Datenschutzbeauftragter 



Ziele 
•  Vereinheitlichung 
•  Ausweitung des Anwendungsbereichs (Art. 3) 
•  Stärkung der Verantwortlichkeit 
•  Neue Betroffenenrechte 

–  Recht auf Vergessenwerden (Art. 17) 
–  Data Portability (Art. 18) 

•  Technologieneutralität und –flexibilität 
•  Datenschutzbeauftragter 
•  Privacy by design/privacy by default (Art. 23) 
•  Data Breach Notification (Art. 32/32) 
•  Erhöhung der Srafrahmen (Art. 79) 



•  Konzept der Verantwortlichkeit 



•  Diskussion im Parlament 

•  Ongoing 



Informed Consent 
Consent shall 
not provide a 
legal basis for 
the processing, 
where there is a 

significant 
imbalance 

between the 
position of the 

data subject and 
the controller. 

The controller 
shall bear the 

burden of proof 
for the data 

subject's 
consent to the 
processing of 
their personal 

data for 
specified 
purposes. 



Und Österreich? 



EuGH, C-614/10 





•  1.      Die Republik Österreich hat dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus Art. 28 Abs. 1 Unterabs. 2 der Richtlinie 95/46/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr verstoßen, 
dass sie nicht alle Vorschriften erlassen hat, die erforderlich sind, 
damit die in Österreich bestehende Rechtslage in Bezug auf die 
Datenschutzkommission dem Kriterium der Unabhängigkeit genügt, 
und zwar im Einzelnen dadurch, dass sie eine Regelung eingeführt 
hat, wonach 

•  –        das geschäftsführende Mitglied der Datenschutzkommission 
ein der Dienstaufsicht unterliegender Bundesbediensteter ist, 

•  –        die Geschäftsstelle der Datenschutzkommission in das 
Bundeskanzleramt eingegliedert ist und 

•  –        der Bundeskanzler über ein unbedingtes Recht verfügt, sich 
über alle Gegenstände der Geschäftsführung der 
Datenschutzkommission zu unterrichten. 



Und Österreich? 



Reverse Engineering? 
DSG-Novelle 2013 (2131 d. B.) 

DSG-Novelle 2014 (2168 d. B.) 

DSG-Novelle 2012 (397 ME) 

(Notreparatur) 

(DSK neu) 

Datenschutz-
beauftragter 



Novelle 2013 



Novelle 2014 



DSG Novelle „2012“ 
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Ein paar IT-Trends 



BYOD 



Trends 

BYOD 
•  Unklare Arbeitszeit 
•  Kurze Produktzyklen 
•  Höhere 

Mitarbeiterzufriedenheit 
•  Technologiekompetenz 

beim Mitarbeiter 



Alternative 

Schatten IT 





Fragen 
•  Datenschutzrecht 

–  Auftraggeber/Dienstleister? 
–  Übermittlung? 
–  Datensicherheit? 
–  Vertraulichkeit der „privaten“ Daten? 
–  Was geschieht bei Verlust des Geräts? 

•  Urheberrecht 
–  Lizenzen? 

•  Arbeitsrecht 
–  Zugriff auf Gerät/Daten nach Vertragsende? 
–  Arbeitszeit? 

•  Steuerrecht 



Antworten 

•  Vorher nachdenken! 
•  Vereinbarungen! 
•  Aufschreiben! 
•  Zusammenspiel IT-Betriebsrat-

Unternehmensleitung 



Alternative 

Alternative: Unternehmens IT 



Cloud 



Nur eine Bemerkung 





•  „The question of privacy and data protection 
is furthermore challenged by exceptional 
measures taken in the name of security and 
the fight against terrorism. The US context is 
here particularly highlighting, both in the case 
of the Patriot Act and in the case of the 
Foreign Intelligence Surveillance Amendment 
Act (FISAA) of 2008. These elements have 
been totally neglected, despite very strong 
implications on EU data sovereignty and the 
protection of its citizens’ rights.” 



Big Data 



Nächstes Jahr?  



IT-Sicherheit 
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Ein À Propos 



Forgó 2012 



Sind Ösis dümmer? 



Österreich 

OGH, Beschluss vom 22.1.2008, 4 Ob 
194/07v 



 „Das bloße Zurverfügungstellen des Computers mit Internetzugang 
schuf zwar eine adäquate Ursache für die spätere 
Rechtsverletzung, der Beklagte musste aber mangels irgendwelcher 
Anhaltspunkte nicht damit rechnen, dass seine Tochter bei Nutzung 
des Internets in Urheber- und/oder Werknutzungsrecht eingreifen 
würde.  

Das Rekursgericht hat auch zutreffend darauf hingewiesen, dass die 
Funktionsweise von Internettauschbörsen und Filesharing-Systemen 
bei Erwachsenen nicht als allgemein bekannt vorausgesetzt werden 
können. Der Beklagte musste daher nicht wissen, dass die 
relevanten Daten über ein solches System auch für andere 
Internetnutzer zugänglich sind und damit unter Verletzung von 
Verwertungsrechten verbreitet werden können. Er war daher auch 
nicht verpflichtet, die Internetaktivitäten seiner Tochter von 
vornherein zu überwachen.“ 





 „Der Inhaber eines WLAN-Anschlusses, 
der es unterlässt, die im Kaufzeitpunkt des 
WLAN-Routers marktüblichen 
Sicherungen ihrem Zweck entsprechend 
anzuwenden, haftet als Störer auf 
Unterlassung, wenn Dritte diesen 
Anschluss missbräuchlich nutzen, um 
urheberrechtlich geschützte Musiktitel in 
Internettauschbörsen einzustellen.“  



 „Wird ein geschütztes Werk der Öffentlichkeit 
von einer IP-Adresse aus zugänglich 
gemacht, die zum fraglichen Zeitpunkt einer 
bestimmten Person zugeteilt ist, so spricht 
zwar eine tatsächliche Vermutung dafür, dass 
diese Person für die Rechtsverletzung 
verantwortlich ist. Daraus ergibt sich eine 
sekundäre Darlegungslast des 
Anschlussinhabers, der geltend macht, eine 
andere Person habe die Rechtsverletzung 
begangen.“ 



 „Auch Privatpersonen, die einen WLAN-
Anschluss in Betrieb nehmen, ist es 
zuzumuten zu prüfen, ob dieser Anschluss 
durch angemessene Siche-
rungsmaßnahmen hinreichend dagegen 
geschützt ist, von außenstehenden Dritten 
für die Begehung von Rechtsverletzungen 
missbraucht zu werden.“ 



 „Die Prüfungspflicht im Hinblick auf die 
unbefugte Nutzung eines WLAN-Routers 
konkretisiert sich vielmehr dahin, dass 
jedenfalls die im Kaufzeitpunkt des 
Routers für den privaten Bereich 
marktüblichen Sicherungen ihrem Zweck 
entsprechend wirksam einzusetzen sind.“ 



ab Inbetriebnahme des Anschlusses  



Sind Ösis dümmer? 

1.) Kommando retour in Deutschland 



BGH I ZR 74/12 (15. 11. 2012) 
 „Eltern genügen ihrer Aufsichtspflicht über ein normal 
entwickeltes 13-jähriges Kind, das ihre grundlegenden 
Gebote und Verbote befolgt, regelmäßig bereits 
dadurch, dass sie das Kind über die Rechtswidrigkeit 
einer Teilnahme an Internettauschbörsen belehren 
und ihm eine Teilnahme daran verbieten. Eine Ver-
pflichtung der Eltern, die Nutzung des Internets durch 
das Kind zu überwachen, den Computer des Kindes 
zu überprüfen oder dem Kind den Zugang zum Inter-
net (teilweise) zu versperren, besteht grundsätzlich 
nicht. Zu derartigen Maßnahmen sind Eltern erst 
verpflichtet, wenn sie konkrete Anhaltspunkte dafür 
haben, dass das Kind dem Verbot zuwiderhandelt.“ 



Sind Ösis dümmer? 

2.) Kommando vorwärts in AT 



OGH, 6Ob126/12s, 
16. 11. 2012 



Sachverhalt 



Sachverhalt 

•  Redakteur versucht – ohne Absprache mit 
Vorgesetzten – von einem „öffentlichen“ 
PC am Arbeitsplatz aus durch Eingabe 
von User-ID und PW in den BUWOG-
Mailserver einzudringen 

•  Rückverfolgung per IP-Adresse 
•  Dienstfreistellung/Kündigung 
•  Unterlassungsanspruch gegen AG? 



OGH 
 „ Demnach kann auch vom mittelbaren 
Störer - das ist derjenige, der die tatsächliche 
und rechtliche Möglichkeit hat, die auf ihn 
zurückgehende, seiner Interessenwahrung 
dienende, aber unmittelbar von Dritten 
vorgenommene Störhandlung zu steuern und 
gegebenenfalls auch zu verhindern - 
Unterlassung und nicht bloß Einwirkung auf 
den unmittelbaren Störer begehrt 
werden. […]“ 



 „Wenngleich § 364 Abs 2 ABGB nicht 
unmittelbar einschlägig ist, hat doch die 
Beklagte den Computer mit der 
entsprechenden IP-Adresse zur Verfügung 
gestellt. Damit hat die Beklagte aber 
schon aufgrund dieses Umstands Einfluss 
auf Art und Weise der Benutzung dieses 
Anschlusses.“ 



 „Nach ständiger Rechtsprechung indiziert 
die Rechtsverletzung die 
Wiederholungsgefahr. […]  Der bloße 
Umstand, dass der Redakteur nicht mehr 
bei der Konzerngesellschaft der Beklagten 
beschäftigt ist, führt noch nicht zum 
Wegfall der Wiederholungsgefahr, ist doch 
nicht ausgeschlossen, dass andere 
Mitarbeiter aus ähnlichen Überlegungen 
vergleichbare Rechtsverstöße setzen.“ 



OGH, 6Ob25/13i, 
27.02.2013 



Rechtsfrage 

 Haftung des Arztes/Krankenhaus [?] für 
rechtswidrigen Zugang zu Patientendaten 



Sachverhalt 

•  Liebe kommt, Liebe geht 
•  Arzt logged sich in Krankenhaussystem 

ein 
•  Verlässt Zimmer 
•  Lebensgefährtin recherchiert Krankenakte 

des Ehemanns 



 „In diesem Zusammenhang ist allerdings auf die erst jüngst 
ergangene Entscheidung 6 Ob 126/12s (MuR 2012, 328) zu 
verweisen. Dort hat der erkennende Senat in einem durchaus 
vergleichbaren Fall klargestellt, dass auch vom bloß mittelbaren 
Störer Unterlassung und nicht bloß Einwirkung auf den 
unmittelbaren Störer begehrt werden kann; mittelbarer Störer ist 
dabei derjenige, der die tatsächliche und rechtliche Möglichkeit hat, 
die auf ihn zurückgehende, aber unmittelbar vom Dritten 
vorgenommene Störhandlung zu steuern und gegebenfalls auch zu 
verhindern. Im vorliegenden Fall ging die Handlung der Ehegattin 
des Klägers insofern auf den Beklagten zurück, als dieser seinen 
PC einschaltete, den Password-gesicherten Zugang zu den 
Krankenakten öffnete und dann das Zimmer verließ, in welchem 
sich noch die Ehegattin des Klägers aufhielt, die der Beklagte dort 
allein ließ. Der Beklagte hätte somit die Handlung der Ehegattin des 
Klägers verhindern können, weshalb an seiner Passivlegitimation 
kein Zweifel besteht.“ 



Motto 



Zu Tode gefürchtet ist auch gestorben 



Danke! 
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